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§ 11 
Name, Sitz und Aufgaben 

(1) Das Universitätsklinikum Ulm ist eine 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen 
Rechts der Universität Ulm. Sie führt den 
Namen „Universitätsklinikum Ulm“. 

(2) Das Universitätsklinikum Ulm hat sei-
nen Sitz in Ulm. 

(3) Das Universitätsklinikum Ulm verfolgt in 
Wahrnehmung der ihm gemäß § 4 Univer-
sitätsklinikagesetz (UKG) zugewiesenen 
Aufgaben ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützige und mildtätige Zwecke im 
Sinne des Abschnitts „steuerbegünstigte 
Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(4) Zweck des Universitätsklinikums ist 

1. die Förderung des öffentlichen Ge-
sundheitswesens 

2. die Förderung von Wissenschaft und 
Forschung 

3. die Förderung von Bildung und Erzie-
hung 

4. die Förderung der Wohlfahrtspflege 

(5) Die vorgenannten Zwecke werden ins-
besondere dadurch verwirklicht, dass das 
Universitätsklinikum  

1. Aufgaben in der Krankenversorgung 
wahrnimmt (§ 4 Abs. 1 S. 1 UKG), 

2. in enger Zusammenarbeit mit der Uni-
versität Ulm die Verbindung der Kran-

                                                 
1 Aus Gründen der sprachlichen Vereinfachung und 
besseren Lesbarkeit wird in der Satzung bei Be-
zeichnungen die männliche Form verwendet; es gilt 
aber gleichermaßen die weibliche Bezeichnung. 

kenversorgung mit Forschung und Leh-
re gewährleistet (§ 4 Abs. 1 S. 2 UKG), 

3. die ihm in der Aus-, Fort- und Weiterbil-
dung des Personals obliegenden Auf-
gaben erfüllt (§ 4 Abs. 1 S. 1 UKG), 

4. Einrichtungen der Wohlfahrtspflege i. S. 
d. § 66 AO insbesondere in Form von 
Medizinischen Versorgungszentren un-
terhält. 

(6) Das Universitätsklinikum ist selbstlos 
tätig; es verfolgt nicht in erster Linie eigen-
wirtschaftliche Zwecke. 

§ 2 
Mittelverwendung 

(1) Die dem Universitätsklinikum zur Verfü-
gung stehenden Mittel dürfen nur für Zwe-
cke gemäß § 1 Abs. 4 verwendet werden.  

(2) Das Universitätsklinikum darf keine Per-
son durch Ausgaben, die den in § 1 Abs. 4 
genannten Zwecken fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen be-
günstigen.  

(3) Bei Auflösung oder Aufhebung Anstalt 
oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 
fällt das Vermögen der Anstalt an das Land 
Baden-Württemberg, das es unmittelbar und 
ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige 
oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat. 

§ 3 
Organe 

(1) Organe des Universitätsklinikums sind 

1. der Aufsichtsrat, 
2. der Klinikumsvorstand. 

Sie können Kommissionen einsetzen. Au-
ßerdem können sie Ausschüsse bilden und 
deren Aufgaben festlegen. Den Vorsitz soll 
jeweils ein Mitglied des Organs überneh-
men. 

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats und 
des Klinikumsvorstands sind - auch nach 
ihrem Ausscheiden - zur Verschwiegenheit 
verpflichtet.  

(3) Aufsichtsrat und Klinikumsvorstand sind 
beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder 
ordnungsgemäß geladen sind und mindes-
tens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 
Die Zahl der anwesenden Mitglieder ist 
ohne Bedeutung, wenn über dieselbe An-
gelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit in 



 

 

der zweiten Sitzung erneut verhandelt wird; 
in der zweiten Einladung ist hierauf aus-
drücklich hinzuweisen. Die Beschlüsse 
werden mit der Mehrheit der Stimmen der 
anwesenden Mitglieder gefasst. Die Enthal-
tungen zählen bei der Ermittlung der Mehr-
heit nicht mit. Bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme der/des Vorsitzenden den Aus-
schlag. Eine Beschlussfassung im schriftli-
chen Verfahren ist zulässig, wenn kein Mit-
glied widerspricht. In Angelegenheiten, die 
keinen Aufschub dulden, entscheidet 
die/der Vorsitzende im Wege der Eilent-
scheidung. Die Entscheidung und die 
Gründe der Eilbedürftigkeit sind in der fol-
genden Sitzung des betreffenden Organs 
zu protokollieren. 

(4) Aufsichtsrat und Klinikumsvorstand ge-
ben sich jeweils eine Geschäftsordnung. 
Die Geschäftsordnung des Klinikumsvor-
standes bedarf der Zustimmung des Auf-
sichtsrates. 

§ 4 
Zusammensetzung, Bestellung und Ver-

fahren des Aufsichtsrats 

(1) Dem Aufsichtsrat gehören an 

1. eine Vertreterin/ein Vertreter des 
Wissenschaftsministeriums (Vor-
sitz),  

2. eine Vertreterin/ein Vertreter des 
Finanz- und Wirtschaftsministeri-
ums, 

3. die Präsidentin/der Präsident der 
Universität Ulm, 

4. eine/ein vom Aufsichtsrat der Uni-
versität benannte hauptberufliche 
Professorin/ benannter hauptberuf-
licher Professor der Universität Ulm, 

5. zwei externe Sachverständige aus 
der Wirtschaft, 

6. zwei externe Sachverständige aus 
der medizinischen Wissenschaft, 

7. eine Vertreterin/ein Vertreter des 
Personals, gewählt von den Be-
schäftigten des Universitätsklini-
kums. Angehörige des wissen-
schaftlichen Personals der Universi-
tät, die Aufgaben im Universitätskli-
nikum erfüllen, sind wählbar und 
wahlberechtigt.  

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden 
von der Ministerin/vom Minister für Wis-
senschaft, Forschung und Kunst auf die 

Dauer von drei Jahren bestellt. Die Mitglie-
der des Aufsichtsrats können ihr Amt je-
derzeit durch eine an das Ministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst ge-
richtete schriftliche Erklärung niederlegen. 

(3) Für die Wahl des Mitglieds nach Abs. 1 
Nr. 7 gelten das Landespersonalvertre-
tungsgesetz und die Wahlordnung sinnge-
mäß. Scheidet das Mitglied gemäß Absatz 
1 Nr. 7 aus, ist unverzüglich die Neuwahl 
einzuleiten.  

(4) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte 
eine stellvertretende Vorsitzende/einen 
stellvertretenden Vorsitzenden. 

(5) Die Mitglieder des Klinikumsvorstands 
nehmen an den Beratungen des Aufsichts-
rats teil, soweit der Aufsichtsrat im Einzel-
fall nichts anderes beschließt. 

(6) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhal-
ten eine angemessene Vergütung. Sie wird 
von der/dem Aufsichtsratsvorsitzenden 
festgelegt.  

§ 5 
Aufgaben des Aufsichtsrats 

Dem Aufsichtsrat obliegen die im § 9, § 11 
Abs. 4 und § 12 Abs. 3 UKG beschriebe-
nen Aufgaben. Er hat ein umfassendes 
Informations-, Einsichts-, und Prüfrecht. Er 
kann damit auch einzelne Mitglieder oder 
für bestimmte Aufgaben besondere Sach-
verständige beauftragen. Maßnahmen der 
Geschäftsführung können ihm nicht über-
tragen werden. 

§ 6 
Zusammensetzung und Bestellung des 

Klinikumsvorstands 

(1) Dem Klinikumsvorstand gehören an 

1. die Leitende Ärztliche Direktorin/der 
Leitende Ärztliche Direktor (Vorsitz), 

2. die stellvertretende Leitende Ärztli-
che Direktorin/ der stellvertretende 
Leitende Ärztliche Direktor, 

3. die Kaufmännische Direktorin/der 
Kaufmännische Direktor (stellvertre-
tende Vorsitzende/ stellvertretender 
Vorsitzender), 

4. die Dekanin/der Dekan der Medizi-
nischen Fakultät, 

5. die Pflegedirektorin/der Pflegedirek-
tor. 



 

 

(2) Die Mitglieder nach Abs. 1 Nr. 1, 3 und 
5 werden auf die Dauer von drei bis fünf 
Jahren bestellt. Sie nehmen ihr Amt haupt-
beruflich wahr. Das Mitglied nach Abs. 1 
Nr. 2 wird auf die Dauer von drei bis fünf 
Jahren bestellt. 

(3) Die Mitglieder nach Abs. 1 Nr. 3 und 5 
haben eine Stellvertreterin/einen Stellver-
treter. Sie werden wie Vorstandsmitglieder 
bestellt. Sie treten im Falle der Abwesen-
heit der Kaufmännischen Direktorin/des 
Kaufmännischen Direktors bzw. der Pfle-
gedirektorin/ des Pflegedirektors in de-
ren/dessen Rechte und Pflichten ein, so-
weit dies rechtlich zulässig ist. 

§ 7 
Aufgaben des Klinikumsvorstands 

(1) Der Klinikumsvorstand nimmt die in § 
10 Abs. 1 und § 12 Abs. 3 UKG beschrie-
benen Aufgaben wahr. Er bereitet die Be-
schlüsse des Aufsichtsrates vor und führt 
sie durch. Er unterrichtet den Aufsichtsrat 
über besondere Anlässe unverzüglich, über 
wichtige Angelegenheiten regelmäßig. Die 
Dekanin/der Dekan kann in Angelegenhei-
ten, in denen Forschung oder Lehre betrof-
fen sind, eine Unterrichtung des Aufsichts-
rates verlangen.  

 
(2) Die Leitende Ärztliche Direktorin/der 
Leitende Ärztliche Direktor und die Kauf-
männische Direktorin/ der Kaufmännische 
Direktor vertreten das Universitätsklinikum 
gemeinsam. Sind sie verhindert, so treten 
die stellvertretende Leitende Ärztliche Di-
rektorin/der stellvertretende Leitende Ärztli-
che Direktor und die stellvertretende Kauf-
männische Direktorin/der stellvertretende 
Kaufmännische Direktor an ihre Stelle. Die 
Vorstandsmitglieder erledigen im Rahmen 
ihres Geschäftsbereichs die regelmäßig 
wiederkehrenden Angelegenheiten in eige-
ner Zuständigkeit und sind in diesem Rah-
men zur Einzelvertretung des Universitäts-
klinikums befugt. Zum Geschäftsbereich 
der Leitenden Ärztlichen Direktorin/des 
Leitenden Ärztlichen Direktors oder seiner 
Stellvertreterin/seines Stellvertreters gehö-
ren die Angelegenheiten der Organisation 
und des Klinikumsbetriebes, zum Ge-
schäftsbereich der Kaufmännischen Direk-
torin/des Kaufmännischen Direktors die 
Personal- und Wirtschaftsangelegenheiten, 
zum Geschäftsbereich der Pflegedirekto-

rin/des Pflegedirektors die Angelegenhei-
ten der Organisation und Durchführung der 
Krankenpflege. 

§ 8 
Gliederung des Universitätsklinikums  

(1) Organisatorische Grundeinheiten des 
Universitätsklinikums sind Kliniken und 
Institute (§ 9). Kliniken und Institute, die 
fachlich und funktional in enger Beziehung 
zueinander stehen, können sich zu Zentren 
(§ 9 Abs. 2) zusammenschließen. 

(2) Zur Wahrnehmung von zentralen Aufga-
ben können Zentrale Einrichtungen (§ 10), 
zur Wahrnehmung von klinik- oder instituts-
übergreifenden gemeinsamen Aufgaben 
Gemeinsame Bereiche (§ 11) eingerichtet 
werden.  

(3) Das Klinikum betreibt zur Ausbildung des 
eigenen Nachwuchses, zur Weiterbildung 
eigener Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
sowie für den Bedarf externer Einrichtungen 
die "Akademie für Gesundheitsberufe“ (§ 13) 
einschließlich der Schulen für nichtärztliche 
medizinische Berufe.  

(4) Eine Abweichung von den Bestimmun-
gen dieser Satzung zur Erprobung neuer 
Organisations- und Leitungsstrukturen und 
Bezeichnungen ist in Einzelfällen zulässig.  

(5) Die Errichtung, Änderung und Auflösung 
der in den vorstehenden Absätzen genann-
ten Einrichtungen/ Strukturen werden im 
Einvernehmen mit der Medizinischen Fakul-
tät und nach Anhörung der betroffenen 
Einrichtungsleiter vom Klinikumsvorstand 
beschlossen und bedürfen der Zustimmung 
des Aufsichtsrats. 

§ 9  
Kliniken und Institute, Zentren 

(1) Kliniken sind Grundeinheiten, in denen 
Patientinnen und Patienten unmittelbar 
stationär oder ambulant behandelt werden. 
Institute sind Grundeinheiten, die Aufgaben 
in der mittelbaren Krankenversorgung oder 
in Forschung und Lehre wahrnehmen.  

(2) Zentren sind Zusammenschlüsse von 
Kliniken und Instituten, die einrichtungs-
übergreifend und fachlich sowie funktional in 
enger Beziehung stehend gemeinsame 
Aufgaben erledigen. Die Zentren geben sich 



 

 

eine Geschäftsordnung, die durch den Klini-
kumsvorstand zu genehmigen ist. 
 

(3) Die Kliniken/Institute gewährleisten in 
enger Zusammenarbeit mit der Medizini-
schen Fakultät die Verbindung der Kran-
kenversorgung mit Forschung und Lehre. 
Der Klinikumsvorstand bestimmt die Aufga-
ben sowie die bauliche, gerätetechnische, 
personelle und wirtschaftliche Ausstattung. 
Kliniken/Institute tragen gegenüber dem 
Klinikumsvorstand die Verantwortung für die 
ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung und 
Verwendung der Ressourcen. Über interne 
Organisation, Aufgabenverteilung, Perso-
naleinsatz und Mittelverwendung entschei-
det die Leiterin/der Leiter der Klinik/des 
Instituts. Die ärztliche Verantwortung für die 
Patientenversorgung liegt abschließend bei 
der Leiterin/dem Leiter der Klinik/des Insti-
tuts.  

(4) Für besondere Aufgabengebiete einer 
Klinik/eines Instituts in Krankenversorgung, 
Forschung oder Lehre können Sektionen 
gebildet werden. Über die Errichtung, Ände-
rung und Aufhebung und über die Bestel-
lung der Leiterin/des Leiters entscheidet der 
Klinikumsvorstand im Benehmen mit der 
Klinik-/Institutsleiterin oder dem Klinik-
/Institutsleiter und im Einvernehmen mit der 
Medizinischen Fakultät.  

(5) Als Leiterin/Leiter einer Klinik/eines Insti-
tuts soll eine/ein im Rahmen eines Beru-
fungsverfahrens von der Universität Ulm 
ausgewählte/ausgewählter und vom Land 
Baden-Württemberg ernannte/ernannter 
W3-Professorin/ W3-Professor bzw. ver-
gleichbare angestellte Professorin/ ver-
gleichbarer angestellter Professor bestellt 
werden.  

Sofern Kliniken/Institute in Kooperation mit 
einem externen Träger betrieben werden, ist 
auch die Bestellung einer/eines von der 
Universität Ulm bestellten Honorarprofesso-
rin/Honorarprofessors möglich.  

Die Leiterin/der Leiter der Klinik/des Instituts 
wird durch den Klinikumsvorstand bestellt. 
Die Aufgaben, Rechte und Pflichten sind in 
der Funktionsbeschreibung und Berufungs-
vereinbarung der Universität Ulm, der Zusa-
ge über die Ausstattung der  
Klinik/des Instituts durch die Medizinische 
Fakultät oder das Universitätsklinikum sowie 
in einer Leitungsvereinbarung geregelt. Die 
Leiterinnen/ Leiter der Kliniken und der an 

der mittelbaren Krankenversorgung beteilig-
ten Institute tragen die Bezeichnung „Ärztli-
che Direktorin“/„Ärztlicher Direktor“, die 
Leiterinnen/Leiter der Institute mit Aufgaben 
in der Forschung und Lehre die Bezeich-
nung „Direktorin“/ „Direktor“. 

(6) Im Falle einer Vakanz kann der Klini-
kumsvorstand eine befristete und widerrufli-
che Regelung für eine kommissarische 
Leitung treffen. 

(7) Für jede Klinik/jedes Institut wird vom 
Klinikumsvorstand auf Vorschlag der Leite-
rin/des Leiters jederzeit widerruflich eine 
stellvertretende Leiterin/ein stellvertretender 
Leiter bestellt. Die Stellvertreterin/der Stell-
vertreter soll die Befähigung für eine Beru-
fung in das Amt einer Professorin/eines 
Professors der Besoldungsgruppen W3 oder 
W2 besitzen. Die stellvertretende Leiterin/der 
stellvertretende Leiter einer Klinik oder eines 
an der mittelbaren Krankenversorgung betei-
ligten Instituts führt die Bezeichnung „Leiten-
de Oberärztin“/„Leitender Oberarzt“. 

§ 10 
Zentrale Einrichtungen 

(1) Zentrale Einrichtungen sind eigenständi-
ge Organisationseinheiten mit vom Klini-
kumsvorstand festgelegten, zentralen Auf-
gaben.  
 

(2) Die Klinikumsverwaltung ist der Kauf-
männischen Direktorin/dem Kaufmännischen 
Direktor, der Pflegedienst der Pflegedirekto-
rin/dem Pflegedirektor und die weiteren 
Zentralen Einrichtungen sind der Leitenden 
Ärztlichen Direktorin/dem Leitenden Ärztli-
chen Direktor oder seiner Stellvertrete-
rin/seinem Stellvertreter zugeordnet. Der 
Klinikumsvorstand bestellt die Leiterin/den 
Leiter der Zentralen Einrichtungen und deren 
Stellvertreterin/ Stellvertreter. Sie führen die 
Bezeichnungen „Direktorin“/„Direktor“ bzw. 
„Stellvertretende Direkto-
rin“/„Stellvertretender Direktor“. 

§ 11 
Gemeinsame Bereiche 

Gemeinsame Bereiche nehmen klinik- oder 
institutsübergreifende Aufgaben und Inte-
ressen wahr und koordinieren diese. Sie 
geben sich ein Statut, das der Genehmi-
gung durch den Klinikumsvorstand bedarf. 



 

 

Externe Einrichtungen und Personen kön-
nen kooptiert werden. 

§ 12 
Pflegedienst 

(1) Die Gliederung des Pflegedienstes ori-
entiert sich an der Klinikorganisation. Für 
eine oder mehrere Kliniken können vom 
Klinikumsvorstand auf Vorschlag des Pfle-
gedirektors und im Einvernehmen mit dem 
Leiter der Klinik Pflegedienstleiter bestellt 
werden. 

 

(2) Die Pflegedirektorin/der Pflegedirektor 
ist weisungsberechtigte/weisungsbe-
rechtigter Disziplinar- und Fachvorgeset-
ze/–vorgesetzter aller dem Pflegedienst 
zugeordneten Beschäftigten und entschei-
det über den Einsatzbereich. Er leitet an 
und überwacht alle Pflegedienstmitarbeiter 
in enger Abstimmung mit der ärztlichen 
Leitung. Im medizinischen Konfliktfall ge-
bührt der ärztlichen Fachweisung der Vor-
rang. Die wirtschaftliche Verantwortung für 
die Personalkosten des Pflegedienstes und 
die vom Pflegedienst veranlassten Maß-
nahmen liegt bei der Leiterin/dem Leiter 
der Klinik. Leiterin/Leiter und Pflegedirekto-
rin oder Pflegedirektor haben sich über den 
wirtschaftlichen Einsatz abzustimmen. 

§ 13 
Akademie für Gesundheitsberufe 

(1) Die Akademie für Gesundheitsberufe 
umfasst die Schulen für Gesundheitsberufe 
und den Bereich Weiterbildung des Universi-
tätsklinikums. Über die Einrichtung, Aufhe-
bung und Veränderung entscheidet der 
Klinikumsvorstand.  

(2) Die Akademie wird durch eine/einen vom 
Klinikumsvorstand bestellte Direktorin/be-
stellten Direktor geleitet. Sie/er soll die Befä-
higung für die Übertragung des Amtes einer 
Professorin/eines Professors im Bereich der 
Lebenswissenschaften besitzen. 

(3) Organisation und Aufgaben der Aka-
demie werden durch Geschäfts- und 
Schulordnungen geregelt, die der Klini-
kumsvorstand erlässt. 

 

 

 

§ 14 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tag der Genehmi-
gung durch das Ministerium für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst in Kraft. 
 



 

 

Formulierungsvorschlag für Protokol-
lanmerkung  
 
Aufsichtsrat und Klinikumsvorstand 
stimmen darin überein, dass unter der 
Formulierung im § 9 Abs. 2 UKG, „Der 
Zustimmung des Aufsichtsrats bedür-
fen außergewöhnliche, über den Rah-
men des laufenden Geschäftsbetriebs 
hinausgehende Rechtsgeschäfte, 
Maßnahmen und Regelungen.“, außer 
den in Ziff. 1 bis 4 aufgezählten Formu-
lierungen auch die Entwicklungspläne 
für das Universitätsklinikum, die allge-
meinen Regelungen der Nebentätig-
keit, der Inanspruchnahme von Perso-
nal, Einrichtungen oder Material im 
Rahmen von Nebentätigkeiten, der 
Mitarbeiterbeteiligung sowie die 
Grundsätze der Chefarztvereinbarun-
gen gehören.  


